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Bekanntlich hat der Bundesrat die Absicht geäussert, die Bundesbeiträge an die ETH, die 
kantonalen Universitäten und für die Berufsbildung für die Periode von 2025 bis 2028 nur leicht zu 
erhöhen. Geplant war eine Erhöhung um 1,6% gegenüber dem Betrag für die zu Ende gehende 
Finanzierungsperiode. Diese Erhöhung, die geringer ist als die Jahresteuerung wurde vom 
Bundesrat im Nachhinein gekürzt um eine halbe Milliarde Franken.  

Wohl haben im erstmals durchgeführten Vernehmlassungsverfahren wichtige Stakeholder wie die 
EDK, swissuniversities etc. Bedenken wegen der zu tiefen Beiträge gemeldet. Diese Reaktionen 
fielen aber insgesamt deutlich zu zahm aus und blieben wirkungslos. 

Die zu geringe Bundesmitfinanzierung bedeutet, dass die Universität Basel, die Fachhochschule 
Nordwestschweiz und die Institutionen im Bereich der Berufsbildung Sparprogramme durchführen 
müssen. Dies, weil einerseits die erwartete Teuerung höher ausfallen wird als die Erhöhung der 
Bundesbeiträge und andererseits die Kosten steigen wegen höherer Studierendenzahlen, mehr 
Lehrverhältnissen und einer notwendigen Erweiterung bzw. Intensivierung der Forschung in allen 
Bereichen. 

Für die Universität Basel und die Fachhochschule Nordwestschweiz kommt erschwerend die 
Diskussion über die Beiträge des Trägerkantons Basel-Landschaft hinzu, wo bürgerliche Partien 
den Universitätsvertrag künden oder neu verhandeln wollen. 

In diesen Tagen haben die ETH Zürich und die ETH Lausanne medienwirksam die Folgen dieser 
beabsichtigten zu geringen Bundesfinanzierung aufgezeigt. Die Medien konnten von diesen 
Hochschulen gewonnen werden, die befürchteten Folgen prominent darzustellen – ein wirksames 
Lobbying! 

Ein ähnliches Lobbying der Trägerkantone der Universitäten und Fachhochschulen für diese 
Bereiche und auch für die Berufsbildung fehlt. Mit Blick auf die Vertretung der Universitäts-
Trägerkantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Bern, Freiburg, Genf, Lausanne, Tessin, Luzern, 
Neuenburg, St. Gallen und Zürich sowie einiger Trägerkantone von Fachhochschulen im 
Eidgenössischen Parlament müsste es möglich sein, die deutlich zu tiefen Beiträge des Bundes zu 
korrigieren. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Erachtet der Regierungsrat die vom Bundesrat anfangs März 2024 kommunizierte Bundes-
Mitfinanzierung des Universitäts- Fachhochschul- und Berufsbildungsbereichs auch als 
deutlich zu tief? 

2. Erkennt der Regierungsrat die Gefahr eines Leistungsabbaus der Universität Basel und der 
Fachhochschule Nordwestschweiz sowie im Bereich der Berufsbildung? 

3. Ist der Regierungsrat bereit, zusammen mit den übrigen Trägerkantonen von Hochschulen 
Lobby-Aktivitäten gegenüber dem Bundesrat und dem Eidgenössischen Parlament zu 
betreiben mit dem Ziel, die Bundesbeiträge markant zu erhöhen? 

4. Besteht Bereitschaft, zusammen mit Basel-Landschaft den Lead eines solchen Lobbyings zu 
übernehmen? 

5. Ist sich der Regierungsrat bewusst, dass Forderungen für höhere Bundesbeiträge zeitnah dem 
Eidgenössischen Parlament zukommen müssen, da die Kommissionsberatungen bereits im 
Gange sind? 
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